


Hinweis:  

Für einen Teil des Geltungsbereiches gelten noch 

Festsetzungen des Ursprungsplanes. 

 

Diesen finden sie am Schluss dieser Anlage. 







Textliche Festsetzungen 
zum Bebauungsplan Nr. 131.2 

Industriegebiet Osterheide 
2. Änderung 

 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 08.12.1986 (BGBl. I. S. 
2253) und des § 40 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 22.06.1982 (Nds. GVBl. 
S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.1987 (Nds. GVBl. S. 214), hat der Rat der Stadt 
Georgsmarienhütte den Bebauungsplan Nr. 131 „Industriegbiet Osterheide“ 2. Änderung, bestehend 
aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen. 
 
Georgsmarienhütte, den 29.09.1988 
 
gez. Tegeler                                                    S                             gez. I.V. Licher 
Bürgermeister                                                                                 Stadtdirektor 
 
 
Textliche Festsetzungen 
 

1. Geltungsbereich 
 

Die 2. Änderung gilt für das Gebiet desBebauungsplanes Nr. 131 „Industriegebiet Osterheide“ 
(Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 7/78 vom 15.04.1978) mit Ausnahme des 
Planbereiches, der durch die 1. Änderung (Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück Nr. 13/80 vom 
15.07.1980) überplant ist. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung ist in der nebenstehenden Planzeichnung 
dargestellt. Die 2. Änderung gliedert sich in zwei Teilbereiche. 

 
Teiländerung 1 : zeichnerische Fessetzung von Sondergebieten 

 
Teiländerung 2 : textliche Festsetzung zur Anpassung des Bebauungsplanes an die BauNVO  
                           1986 
 
2. Art der baulichen Nutzung 

 
2.1 Für den Geltungsbereich der 2. Änderung wird festgesetzt, daß die Verordnung über die 

bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.09.1977 (BGBl. I. S. 1763), geändert durch die 
Änderungsver-ordnung vom 19.12.1986 (BGBL. I. S. 2665) für die im Bebauungsplan Nr. 
131 „Industriege-biet Osterheide“ – Ursprungsplan – festgesetzten Baugebiete 
(Gewerbegebiet – GE und Industriegbiet = GI) Gültigkeit hat. 

 
2.2 In den Gewerbe- und Industriegebietsflächen sind Betriebe mit Verkauf an Endver-

braucher nicht zulässig. Ausnahmen hiervon können gewährt werden, wenn die Größen-
ordnung des Verkaufs, die Art der zu verkaufenden Waren, das Verhältnis des Umsatzes 
des Verkaufs an Endverbraucher zum Gesamtumsatz, die Lage und Art des Betriebes, 
die Verkaufszeiten, die Art und Größe des Kundenaufkommens, eine wesentliche Beein-
trächtigung der Versorgungsfunktion des Stadtzentrums Georgsmarienhütte und eine Ver-
schlechterung der Verkehrssituation nicht erwarten lassen und auch nicht zu befürchten 
ist, daß sich hieraus eine Erweiterung der Zahl und Größe der vorhandenen großflächigen 
Einzelhandelsbetriebe ergibt. 

 
2.3 Gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 1 BauGB in Verbindung mit § 11 Abs. 3 BauNVO wird das in der 

Planzeichnung mit SO bezeichnete Gebiet (Teiländerung 1) als Sondergebiet festgesetzt. 
Das Sondergebiet dient der Unterbringung von Einzelhandelsbetrieben für folgende 
Branchen- und Sortimentsbelegung: 

 



a) KFZ-Handel mit Ersatzteil- und Zubehörverkauf 
- Der Flächenanteil des Ersatzteil- und Zubehörverkaufs muß sich dem Kfz-Handel 

unterordnen und ist nur bis zu einer Verkaufsfläche von 10 % der zulässigen 
Geschoßfläche de Hauptnutzung zulässig. 

 
b) Möbelmärkte 

- Neben dem Leitsortiment „Möbel“ sind branchenbezogene Randsortimente in 
Form von großteiligen Waren zulässig. Kleinteilige Randsortimente sind nicht 
zulässig. Ausnahmen hiervon können für kleinteilige Randsortimente gewährt 
werden, wenn die Größenordnung des Verkaufs und die Art der zu verkaufenden 
Waren eine wesentliche Beeinträchtigung der Versorgungsfunktion des Stadt-
zentrums von Georgsmarienhütte nicht erwarten lassen und auch nicht zu befür-
chten ist, daß sich hieraus eine Erweiterung der Zahl und Größe der vorhandenen 
großflächigen Einzelhandelsbetriebe ergibt. 

 
c) Baumärkte mit dem Leitsortiment „Baumaterialien und Bauelemente, Waren der Heim-

werker- und Bastelbranche samt Werkzeuge 
 

d) Hobby- und Gartenmärkte mit dem Leitsortiment „Waren der Heimwerker- und Bastel-
branche samt Werkzeugen sowie Gartenbedarf und Zubehör“. 

 
 

3. Maß der baulichen Nutzung 
 

3.1 Für den Bereich der Teiländerung 1 wird festgesetzt: 
„In dem Sondergebiet darf eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 und eine Geschoßflächen-
zahl (GFZ) von 0,5 nicht überschritten werden.“ 
Die Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichend festgesetzt. Gebäude mit einer 
Länge > 50 m sind zulässig, die Grenzabstände richten sich nach § 7 NbauO. 
Die Traufhöhe der Gebäude darf 12 m nicht überschreien. 
Ausnahmsweise kann für untergeordnete Gebäudeteile, wie z.B. Schornsteine, Aufzug-
schächte und andere technische Anlagen eine größere Höhe zugelassen werden 

 
3.2 Für den Bereich der Teiländerung 2 haben die Festsetzungen bezüglich des Maßes der 

baulichen Nutzung des Ursprungsplanes unverändert Bestandskraft. 
 

4. Schutzpflanzungen 
 

4.1 Die Grundstücke im Teilbereich 1 (Sondergebietsausausweisung) sind an den seitlichen 
und rückweritgen Grundstücksgrenzen jeweils mit einem mindestens 5 m breiten Grün-
striefen aus Standortgerechten Gehölzen zu versehen, so daß der Eindruck eines 
ununterbrochenen Grünstreifens entsteht. In dem Grünstreifen ist der vorhandene Baum-
bestend soweit wie möglich zu erhalten. 

 
5. Nachrichtliche Hinweise 

 
5.1 Gem. § 9 (6) BBauG wird nachrichtlich darauf hingewiesen, daß Maßnahmen zur Verwirk-

lichung des Planes einschließlich der Kosten der Durchführung in der Begründung vom 
19.09.88 dargelegt sind. 

 
5.2 Die im Plangebiet gelegenen Schutzstreifen der 30-KV und 110-KV-Freileitungen dürfen 

nur mit Zustimmung der jeweiligs zuständigen Energieversorgungsträger unterbaut 
werden. 

 
5.3 Die im Plangebiet gelegene HD-Erdgasleitung darf nur mit Zustimmung des zuständigen 

Energieversorgungsträger überbaut werden. 
 

Der im Plangebiet gelegene Schutzstreifen der Ferngasleitung ist von jeglicher Bebauung 
freizuhalten. 

 



5.4 Gem. § 6 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung (NGO) handelt ordnungswidrig, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig den Festsetzungen des Bebauungsplanes zuwiderhandelt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5000,00 DM geahndet werden. 

 
5.5 Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

 
 





Textliche Festsetzungen 
zum Bebauungsplan Nr. 131 
Industriegebiet Osterheide 

 
Auf Grund der §§ 6 und 40 der Niedersächischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit gültigen 
Fassung in Verbindung mit den §§ 2, 9 und 10 des Bundesbaugesetzes (BBauG), der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) in der Fassung vom 26.11.68 und der Planzeichenverordnung vom 19.1.1965 
hat der Rat der Stadt Georgsmarienhütte am 25. OKT. 1977 die aus nebenstehenden zeichnerischen 
und folgenden textllichen Festsetzungen bestehende Satzung beschlossen. 
 
Textliche Festsetzungen 
 

1. Die Grundstücke sind an den seitlichen und rückwertigen Grundstücksgrenzen mit einem 
mind. 5 m breiten Grünstreifen aus standortgerechten Gehölzen so zu bepflanzen, daß der 
Eindruck eines ununterbrochenen Grünstreifens entsteht. Die Höhe der anzupflanzenden 
Bäume und Sträucher darf in überwiegender Anzahl 2,00 m nicht überschreiten. In den 
Grünstreifen ist der vorhandene Baumbestand so weit wie möglich zu erhalten. 

2. Der zu erhaltende Baumbestand darf nur dort entfernt werden, wo es für Ein- und Ausfahrten 
dringend notwendig ist. 

 
Kennzeichnung und nachrichtliche Übernahmen 
 
Gem. § 9 (6) BBauG wird nachrichtlich darauf hingewiesen, das Maßnahmen zur Verwirklichung des 
Planes einschließlich der Kosten der Durchführung in der Begründung vom 14. Febr. 1977 dargelegt 
sind. 
 
Für den Fall der Nichtbefolgung dieser Satzung wird gem. § 6 (2) NGO in Verbindung mit den §§ 35 
und 37 des Niedersächischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung ein Zwangsgeld 
bis zu 500,00 DM bzw. die Ersatzvornahme angedroht. Eine Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 156 BBauG bleibt hiervon unberührt. 
 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt der rechtsverbindliche Be-
bauungsplan Nr. 34 „Westlich Weghaus“ der ehemaligen Gemeinde Oesede außer Kraft. 
 
Hinweis 
 
Die Grundstücke sind entlang der B 51 mit einer festen lückenlosen Einfriedung zu versehen. 
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